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Haußmann: Generalangriff von Minister Lucha bringt nichts

Brauchen faktenbasierte Diskussion zur Versorgung Frühgeborener

Die Forderungen des Gesundheitsministers Lucha, den Gemeinsamen Bundesausschuss (GBA), das
höchste Gremium der Selbstverwaltung im deutschen Gesundheitswesen, abzuschaffen und seine
Beschlüsse durch politische Gesetzgebung zu ersetzen würde insbesondere bei der Versorgung von
Frühgeborenen empfindliche Auswirkungen haben. Dieses Vorhaben kritisiert der gesundheitspolitische
Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Jochen Haußmann:

 

„Die Frühgeborenen-Versorgung in Baden-Württemberg ist ein sehr wichtiges Thema. Mit einem
Frontalangriff auf den Gemeinsamen Bundesausschuss hat sich Minister Lucha völlig verrannt und
schadet damit der wichtigen Fachdiskussion über die aktuellen Herausforderungen dieses medizinischen
Bereichs in Baden-Württemberg. Es wäre viel hilfreicher, wenn wir eine faktenbasierte Diskussion dazu
führen. Einerseits sind Mindestmengen für eine qualitativ hochwertige Frühgeborenen-Versorgung
wichtig. andererseits müssen wir aber auch den Aspekt der pflegerischen Versorgung in den Blick
nehmen.

Ab dem Jahr 2024 gilt nach der Mindestmengenregelung (Mm-R) des Gemeinsamen
Bundesausschusses für die Versorgung von Früh- und Reifgeborenen mit einem Aufnahmegewicht von <
1.250 g die jährliche Mindestmenge pro Standort eines Krankenhauses von 25 statt bisher 14, bzw.
übergangsweise in 2023 von 20. Der Verband der Leitender Kinder- und Jugendärzte und
Kinderchirurgen Deutschlands (VLKKD) informierte bereits Anfang letzten Jahres, dass in allen
Perinatalzentren ein eklatanter Pflegepersonalmangel herrscht.

Bei einem Verlust von knapp der Hälfte dieser Zentren mit dem Level I hat der VLKKD die Sorge, durch
die notwendige Zentralisierung die Versorgung der pflegerisch intensiv zu betreuenden Frühgeborenen
nicht sicherzustellen zu können. Bereits jetzt fehlende Kapazitäten in den Frauenkliniken der
verbleibenden PNZ I sind ein weiterer Punkt.

Deshalb braucht es dazu den konstruktiven Dialog des Landes mit dem GBA und keine Generalkritik von
Minister Lucha. Ob der Vorschlag des VLKKD eine Lösung sein kann, eine modifizierte Grenzziehung
zwischen den beiden Versorgungsstufen vorzusehen (Level I für Frühgeborene mit einem
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Geburtsgewicht unter 750g oder einem Gestationsalter unter 26 Wochen, Level II für Frühgeborene ab
750 g oder ab 26 Schwangerschaftswochen) kann die Politik in die Überlegungen einbringen, bedarf aber
der Beurteilung des GBA. Ich fordere Minister Lucha auf, wieder auf einen sachlichen Kurs
zurückzukommen und den Dialog mit dem GBA zu suchen.“

 

Hinweis: Informationen des VLKKD dazu sowie eine parlamentarische Initiative des Abgeordneten
übermitteln wir auf Wunsch gerne

 

 


